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Zusammenfassung
Im föderalen staatlichen Verbund sind die Städte und Kreise diejenigen, die für ihre 
Aufgaben die feinste Granularität statistischer Daten benötigen. Die größten Herausfor-
derungen sind dabei zum einen die Überwindung von Zugangshürden zur Erschließung 
von geeigneten Daten, zum anderen der bestmögliche Datenschutz ohne Verlust der 
Aussagekraft. 
Nachdem untergemeindliche Ergebnisse von Großzählungen als wichtige Datenquelle 
für kleinräumige Informationen inzwischen größtenteils versiegt sind, werden Register-
statistiken als Ersatz immer wichtiger. Deren Wert kann unter anderem durch den ver-
mehrten Einsatz von GIS-Technologie mit flexiblen Darstellungs- und Verschneidungs-
möglichkeiten vermehrt werden. 
Auf dem Weg zu einem transparenteren „Open Government“, in dem die Bürger/ 
-innen Planungsentscheidungen besser verstehen und beeinflussen können, kann die
Kommunalstatistik ein wichtiger und zuverlässiger Wegbereiter sein. Ein möglicher Bei-
trag der Städtestatistik zu einer alle föderalen Ebenen umfassenden, integrierten staat-
lichen Dateninfrastruktur ist nicht nur vor diesem Hintergrund nicht gering zu schätzen.
1 Die heutige Rolle der Städtestatistik
Mit der Verankerung des Sozialstaatsprinzips in der deutschen Verfassung (Art. 20 GG) 
ergibt sich die Verpflichtung für den Staat, vorausschauend zu planen. Dies kann nur 
dann verantwortungsvoll geschehen, wenn passende objektive Grundlageninformatio-
nen zur Verfügung stehen. Auf der kommunalen Ebene sind die Städte und Gemeinden 
nach dem Prinzip der Selbstverwaltungsgarantie (Art. 28 GG) dabei frei in Ihrer Entschei-
dung, wie sie sich die notwendigen Informationen besorgen. Im Laufe der vergangenen 
150 Jahre hat sich dabei das Netzwerk der deutschen Kommunalstatistik etabliert, in 
welchem vor allem die größeren Städte sowie einige Kreise und Regionalverbände über 
abgeschottete Statistikstellen verfügen. Diese sind rechtlich in der Lage, dem strengen 
Datenschutz unterliegende Einzeldaten aufzubereiten und anderen in aggregierter Form 
bereitzustellen.
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Abb. 1: Die Hauptaufgaben der Kommunalstatistik (eigene Darstellung)
Die größte Zielgruppe der Städtestatistik ist traditionell die kommunale Planung, wel-
che die lokale Infrastrukturplanung (u. a. Schulen, Kindertagesstätten, Pflegeheime), die 
formale Bauleitplanung (u. a. Flächennutzungspläne, Bebauungspläne, Abgrenzung von 
Sanierungsgebieten) und die konzeptionelle Planung (u. a. Rahmenpläne, Wohnungs-
marktkonzepte) umfasst. 
Hinzu treten vermehrt Nachfrager außerhalb der Stadtverwaltungen, insbesondere aus 
der Raumwissenschaft. Befördert wird dies unter anderem dadurch, dass die technische 
Verarbeitung von Statistikinformationen und deren Integration in eigene Projekte deut-
lich einfacher geworden ist. Zur „klassischen“ Rolle als interner Datenlieferant für spezi-
fische Fragestellungen gesellt sich damit mehr und mehr die Anforderung, als Datenpro-
vider aufzutreten und kommunalstatistische Daten nach außen zugänglich zu machen.
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2 Der Datenbedarf der Städtestatistik
Der Datenbedarf der Kommunen ist kleinräumig. Viele kommunale Planungen betreffen 
lokale Nachbarschaften, die sich teilweise mithilfe der Kleinräumigen Gliederung des 
Stadtgebiets (Deutscher Städtetag 1976) (Baublockseite – Baublock – daraus aggre-
gierte statistische Einheiten) eingrenzen lassen, teilweise werden auch freie Abgrenzun-
gen gewählt (z. B. Einzugsbereiche). Im Idealfall liegen die Daten georeferenziert auf 
der Ebene der Gebäude (Straße/Hausnummer) vor und können so GIS-gestützt flexibel 
aggregiert werden. 
Für Planungszwecke werden auf kleinsträumiger Ebene in erster Linie die Zahl und 
Struktur der Einwohner, der Gebäude und Wohnungen, der Arbeitsplätze sowie 
Umwelt- und Verkehrsinformationen benötigt.
3 Die Datenquellen der Städtestatistik
Die skizzierten Bedarfe lassen sich heute mit den zugänglichen Datenquellen nur teilwei-
se befriedigen. Dies liegt in vielen Fällen nicht unbedingt an einem Mangel an erhobe-
nen Daten, sondern resultiert vielmehr aus der fehlenden Zugänglichkeit.
3.1 Datenversorgung der Kommunen: Status-Quo
Die derzeit wichtigste Datenquelle der Kommunalstatistik ist das Einwohnermelde-
register. Dieses ist aus kommunaler Sicht zum einen gut zugänglich, zum anderen durch 
die entwickelten kommunalen Standards einfach zu erschließen. Außerdem können mit-
hilfe der gemeinsam im KOSIS-Verbund entwickelten Softwarekomponenten wichtige 
inhaltliche Zusatzinformationen generiert werden.
Es existieren zwar zahlreiche weitere Datenquellen (siehe Tab. 1), die für untergemeind-
liche Datenauswertungen in Frage kommen, hier mangelt es jedoch meist an der Zu-
gänglichkeit, oftmals mit Bedenken bei der datenschutzrechtlichen Abwägung begrün-
det.
In Eigenregie oder im Städteverbund durchgeführte Umfragen können Registerauswer-
tungen nicht ersetzen, da diese aufgrund der Stichprobengröße nicht für feinräumige 
Analysen geeignet sind und nicht alle Städte die entsprechenden Ressourcen zur Durch-
führung von Umfragen zur Verfügung haben.
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+ Sekundärinfos ableitbar 
   (Haushalte, Migrationshintergrund)
- derzeit keine ausreichenden 
  Qualitätssicherungsinstrumente
- Vielfalt der datenführenden Systeme
noch Tab. 1: Ausgewählte Datenquellen der Städtestatistik (eigene Darstellung)
Datenquelle Positiv Negativ
Register der Bundes-




+ Daten zum Bildungsstand und zur  
   Erwerbstätigkeit
- eingeschr. Granularität
- teilweise schwer georeferenzierbar
- umfasst nicht gesamte Bevölkerung
- derzeit Einzelvereinbarungen mit 







- Zweigbetriebe werden am Unter-
  nehmenshauptsitz erfasst
Gebäude- und Wohnungs-
zählung des Zensus 2011
+ Einzeldaten
+ Straße/Hausnummer
- Straße/Hausnummer muss gelöscht
  werden (keine dauerhafte 
  Verfügbarkeit)
- Daten können durch statistische 
  Korrekturen in kleinen Raumeinhei-
  ten stark von der Realität abweichen
Daten der Bundes- und 
Länderstatistik
+ lange Zeitreihen
+ verlässlich und qualitätsgesichert
+ teilweise untergemeindlich 
   aufgliederbar
- Zugang zu untergemeindlich aufge-
  gliederten Daten wird in vielen 
  Fällen nicht gewährt (teilweise 
  bundeslandabhängig)
Eigene Umfragen + auf kommunale Fragestellungen 
   exakt zugeschnitten
+ teilweise im deutschen oder 
   europäischen Städteverbund 
   koordiniert
- nur mit Einschränkungen unter-
  gemeindlich aufgliederbar
- kostenintensiv
3.2 Datenversorgung der Kommunen: Potenziale
Um die Datenversorgung der Kommunen deutlich zu verbessern, müssen keineswegs 
teure zusätzliche Erhebungen durchgeführt werden. Ein gemeindefreundliches Verhal-
ten bei der datenschutzrechtlichen Abwägung, welche bereits heute vorliegenden Da-
ten möglichst auf der Ebene Straße/Hausnummer an die abgeschotteten kommunalen 
Statistikstellen weitergegeben werden können, würde bereits einen Quantensprung 
auslösen.
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3.2.1 Potenziale staatlicher Verwaltungsregister
Um die Potenziale der im Verwaltungsvollzug bereits vorliegenden Daten für die Auf-
gabenerfüllung der Städte besser erschließen zu können, müssen die Verwaltungsregis-
ter mithilfe von Qualitätssicherungsmaßnahmen hinsichtlich ihrer Statistik-Tauglichkeit 
verbessert werden. Dazu bedarf es insbesondere geeigneter gesetzlicher Bestimmungen.
3.2.2 Potenziale künftiger Zensen
Die Städtestatistik sieht keine Zukunft im bisherigen Zensusmodell (Verband Deutscher 
Städtestatistiker 2015), das zwar auf den kommunalen Melderegisterdaten basiert, aber 
umfangreiche und komplexe Korrekturen u. a. mithilfe einer Haushalts-Stichprobe vor-
sieht, ohne dass diese Korrekturen in den Melderegistern nachvollzogen werden. Dieses 
Modell birgt die entscheidende Schwäche, dass zeit- und kostenaufwändige Melde-
register-Korrekturen bei jedem Zensus von neuem durchgeführt werden müssen. Die 
Ergebnisse des Zensus 2011 lagen unter anderem deshalb erst rund vier Jahre nach dem 
Erhebungsstichtag vollständig vor. Auch die Klagen von 350 Kommunen gegen die Fest-
stellung ihrer amtlichen Einwohnerzahl im Rahmen des Zensus 2011 indizieren deutlich 
einen entsprechenden Handlungsbedarf.
Besser wäre es, statt der wiederkehrenden Behandlung der Symptome (rechnerische 
Korrektur der Melderegisterdaten bei jedem Zensus) die Ursachen zu beheben (nach-
haltige Qualitätssicherung des Melderegisterbestands im Verwaltungsvollzug). Daraus 
würden sich folgende, entscheidende Vorteile ergeben: 
•	 Es können langfristig Kosten eingespart werden, da Stichprobenerhebungen zur 
Qualitätssicherung nicht mehr im bisherigen Maße notwendig wären (Zensus 2011: 
Befragung von rund 10 % der Bevölkerung). Dadurch würde die Bevölkerung deut-
lich weniger belastet.
•	 Die Feststellung der amtlichen Einwohnerzahl wäre wesentlich einfacher und besser 
nachvollziehbar, die Akzeptanz dürfte deutlich höher sein.
•	 Die Inventur statistischer Kennwerte könnte um ein Mehrfaches beschleunigt wer-
den, sodass wir flächendeckend über deutlich aktuellere Daten verfügen könnten 
(Zensus 2011: Veröffentlichung der Ergebnisse rund vier Jahre nach dem Stichtag).
•	 Die Zweigleisigkeit „amtliche/kommunale Einwohnerzahl“ würde aufgehoben, wir 
hätten in vielen Bereichen auf allen föderalen Ebenen durchgängig konsistente und 
vergleichbare Statistiken. Dies würde zu einer erheblichen Reduzierung des Anpas-
sungs-Aufwands beispielsweise für Nutzer aus der Wissenschaft und der Privatwirt-
schaft führen.
Um aktuelle umwelt- und wohnungspolitische Fragestellungen in den Städten beant-
worten zu können, muss die Gebäude- und Wohnungszählung gleichwohl weiterhin als 
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Vollerhebung durchgeführt und um Fragen, z. B. zur Miete, zum Wohnungsleerstand 
und zum energetischen Gebäudezustand, ergänzt werden. Die Städte müssen außer-
dem in die Lage versetzt werden, aus den Zensusdaten ein dauerhaftes statistisches 
Gebäude- und Wohnungsregister als Grundlage für die Stadtentwicklungsplanung auf-
zubauen.
3.2.3 Potenziale von Big Data
Wenn wir unsere Städte „smarter“, d.  h. effizienter und sozial gerechter gestalten 
möchten, werden wir um die vermehrte Nutzung von Prozessdaten, beispielsweise aus 
der Sensorik oder aus offenen Online-Quellen, nicht umhin kommen. Welche Rolle die 
Städtestatistik spielen wird, dies in einer intelligenten und verantwortungsvollen Weise 
zu tun, dürfte neben der Entwicklung von neuen Auswertungskonzepten sicherlich ent-
scheidend von der Daten-Zugänglichkeit abhängen. 
3.3 Standardisierungsbemühungen der Städtestatistik
Wenn Statistikdaten von verschiedenen Providern in einer Dateninfrastruktur nutzbrin-
gend bereitgestellt werden sollen, müssen diese miteinander vergleichbar sein. Unter-
schiedliche Erhebungsmethoden und Definitionen erschweren dies. Deshalb hat sich die 
Städtestatistik schon früh im Verband Deutscher Städtestatistiker organisiert und bis 
heute zahlreiche inhaltliche und technische Standards entwickelt. Beispielhaft zu nennen 
sind dabei etwa die im KOSIS-Verbund entwickelten Softwarekomponenten HHGen, 
MigraPro und AGK sowie die interkommunalen Datensammlungen KOSTAT, IRB und 
UrbanAudit.
3.4 Die Städtestatistik als Teil der Dateninfrastruktur
In Deutschland entstehen von staatlicher Seite derzeit zwei Zugänge zu standardisierten 
staatlichen Daten:
•	 Im Rahmen der GDI-DE in Form einer technisch und inhaltlich stark regulierten 
Plattform, die vorrangig auf die Umsetzung der europäischen INSPIRE-Richtlinie 
abzielt.
•	 Im Rahmen der OpenData-Bewegung in einer weniger stark regulierten, freieren 
Form.
Beiden Ansätzen liegt der Gedanke zu Grunde, dass Daten im Internet gut auffindbar 
sein und dass die Nutzer über den Inhalt der Daten, deren Qualität und Nutzungsbedin-
gungen einfach Auskunft erhalten müssen.
Zweifelsohne ist eine Dateninfrastruktur ohne einen städtestatistischen Beitrag nicht 
vollständig. Gleichwohl erfordert es einen gewissen Aufwand, die Daten dauerhaft 
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auf die neuen Plattformen zu bringen. Da die Kommunalstatistik im Rahmen der Geo-
datenzugangsgesetze des Bundes und der Länder nicht dazu verpflichtet ist, Daten in 
der GDI-DE bereitzustellen („Freiwilligkeitsaufgabe“), müssen entsprechende Anreize 
geschaffen werden, um die Hürden knapper Ressourcen überspringen zu können. Dies 
gilt analog für OpenData-Portale, auch wenn die Teilnahme hier aus technischer Sicht 
niederschwelliger zu sein scheint.
4 Fazit: Die Städtestatistik auf dem Weg in die Zukunft
Wohin soll es langfristig gehen? Die Städtestatistik ist sicherlich gut beraten, neben der 
vorrangigen Erfüllung der stadtinternen Aufgaben verstärkt im Verbund mit verschie-
denen Partnern weiter an einem interkommunal standardisierten und gut zugänglichen 
Datenangebot zu arbeiten. So gewinnen nicht nur die kommunalstatistischen Informa-
tionen und die städtevergleichenden Daten an Wert, sondern auch die deutsche Daten-
infrastruktur insgesamt. 
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